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Nepal: Zwei Jahre nach der
Demokratiebewegung

von Karl-Heinz Krämer

Vor gut twei Jahien,: fand der
jahrzehntelange Kampf dcs ne.
eät,i$öhä[....V61kes, um,,,,öine demo.
kratische Regierungsform mit der
Einsetzung einer übergangsre-
gierung cin Endc. Ein Jahr epäter
fanden erstrvrals freie Parla-
mentswahlen stattf aus denen
der 'Nepali Congress' als Sieger
hervorging. Strciks und gewalt-
tätige::::rDemonStratiohen, di€ von
der Polizei mit Schußwaffenein-
satz erwidert wurden, forderten
am 6. April 1992 mindestcns
sieben Tote und mehr als 7O
Vöiletzte,,,tsiehe:::: Kästenlr Wie
weh ist die Demokratisierung
des Landes tatsächlich vorange-
schritten?

Als am 18. Februar 1990 die verbole-
nen politischen Parteien Nepals zu lan-
desweiüen Streiks und Demonstrationen
gegen das marode gewordene padeilose
Panchayat-System aufriefen, hatten wohl
selbst die künsten Optimisten nicht da-
mit gerechnet, daß diese Bewegung die
Massen Nepals wie ein Sturm erfassen
und die politische kndschaft Nepals in-
nerhalb von nur avei Monaüen völlig
verändem wärde. Hatten sich die Par-
teien zuvor doch mehr als 40 Jahre lang
um die Schafftrng eines demokratischen
Staates bemüht. Nach Beseitigung der
Familienherrschaft der Ranas. die .las
r -"d seit 18216 beherrscht und ausge-
beutet hatien, war es durch den Volks-
aufstand von 1950/51 zunächst zu einer
Restauration der absoluten königlichen
Macht gekommen. Unter diasem Deck-
mrn[sl wurden in den frnfziger Jahren
zahlreiche demokratische Experimente
vollzogen, ohne .las Volk tatsächlich an
der Macht zu beteiligen.

Daran änderte sich auch wenig durch
die Einsetzung einer neuen Verfassung
und die Abhaltung allgemeiner freier
Parlamentswahlen im Jahre 1959. Der'Nepali Congress' ging avar als überle-
gener Sieger aus jenen Wahlen hervor,
doch waren Regierung und Parlament
gemÄß der Verfassung, die eine Verfas-
sung des Königs war, der absolulen kö-
niglichen Macht untergeordnet; sie wa-
ren lediglich Hilfsmittel des Königs.
I*tzteret hatte sich außerdem Not-
süandsvollmachten zugesichert, die es
ihm erlaubten, die Verfassung außer
Kraft zu setzen und das l-and wieder mit
absoluter Macht zu regieren.

Von eben dieser Vollmacht machte der
damalige König Mahendra bereits nach
eineinhalb Jahren'Nepali Congress'-Re-
gierung Gebrauch, als er die gewählte
Regierung absetzte, Politiker verhaften
ließ und das Parlament auflöste. tn der
Folgezeit baute er ein politisches System
auf, das Panchayat-Sysüem, welches er
als demokratisch und traditionell be-
zeichnete. Politische Parteien, Gewerk-
schaften und ähnlisfte Organisationen
waren verboten. Jegliche Kritik an Sy-
stem und Regierung wurde untersagt und
mit hohen Freiheitsstrafen belegt. Abge-
sichert wurde das Panchayat-system

durch Sicherheitskräfte, die mit brutalen
und menschenrechtsvedetzenden Maß-
nahmen die Einhaltung der rigide,n Ge-
setze und der Regierungsanordnungen
überwachten und durchsetzten.

Fast 30 Jahre lang war jede pluralisti-
sche Meinungsbildung uniersagt. Die
politischen Parteien konnten nur im Un-
lergrund oder von indischem Territorium
aus operiere,n, wobei ihr Vorgehen sich
zeitweise durch gewaltsamen Kampf
zeitweise aber auch durch passiven Wi-
derstand in Form von Satyagraha-Bewe-
gungen im Sinne Mahatma Gandhis aus-
zeichnete. Eine derartige Widerstands-
bewegung war es dann auch, die im
Frühjah 1990 den Fall de,s Panchayat-
Systems bewirkte. Entscheidend für den
Erfolg waren die geschlossene Front der
zu Streiks und Demonstrationen aufm-
fenden Parteien und Organisationen, die
breite Unterstätzung durch dqs nepali-
sche Volk, aber auch die Schwäche der
Regierung, die dem Aufstand außer
brutaler Gewalt nichts entgegenzusetzen
hatte.

Die Folge r6741ea zshllsiche Tote und
Verletzte, tausende Verhaftungen und
Folterungen, so daß das Volk anm
Schluß noch besonders hart zu leiden
hatte, auch wenn die Endphase der De-
mokratie- und Menschenrechtsbewegung
nur avei Monate dauerte. Eine weitere
Konsequenz aus diesen Opfern war aber
auch, daß sich die q.m 19. April 1990
neu eingesetzte Übergangsregierung
schwor, daß derartige Ausschreitungen
der Staatsgewalt, wie sie in den Wochen
der Volksbewegung an der Tagesord-
nung gewesen waren, in Nepal nie wie-
der vorkommen sollten.

Große Ziele der ilbergangsrqierung

Drei große Ziele hatte sich die über-
gangsregierung unter Premierminister
Krishna Prasad Bhattarai ('Nepdi Con-
gress') gesetzt: Abschaffirng des Pan-
chayatsystems und seiner Strukturen,
Promulgierung einer neuen Verfassung
und Abhaltung allgemeiner und fr,eier
Parlamentswahlen. All das sollte inner-
halb eines Jahres erreicht werden. Die
wohl noch geringsten Probleme, so
glaubte man, wärde die formelle Ab.
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scheffing des Penchayat-System berei-
ten, die bereits em 16. Aplil, also drei
Tege vor der Bildung der Ubergangsre-
gicnrng, von König Birendra erklärt
worden wer. Doch schon beld mußte
men ertennen, daß es nicht mit der
Stneichung von Panchayat-Institutionen
oder ihrer Umbenennung getsn war. Seit
30 Jahren war der gesante Verwaltungs-
sppsrat nach den Denk- rmd Arbeitswei-
sen der Panchayat-Ideologie ausgerichtet
gewes€n. Personelle Veränderungen wa-
r€n nur in den oberen Fühnrngsringen
möglich, die meist unerfahrenen Nach-
folger waren häufig überfordert. Es
zeigte sich euch, daß es nicht eusreichüe
in den bestehenden Gesetzen die Pan-
chayat-Termini an streichen oder durch
andere Begriffe an ersetzen. Viele Ge-
setze mußten umgaschrieben werden.
Jene, die zur Panchayat-Zeit immer wie-
der der Unterdräckung der verbotenen
Parteien und des Volkes gedient hatten,
waren völlig ungeeignet für einen Staat,
der sich anschicküe, ein demokratischer
an werden, in welchem die international
anerkennlsa Menschenrechte geachtet
werden sollten.

Es war ein besonderes Merkmal der
Übergangsregierung von Krishna Prasad
Bhsttarai, die mit exekutiver und legis-
lativer Macht ausgestatüet war, daß mon
sich von Anfang an darauf beschränken
wollte, nur die unbedingt notwendigen
Gesetzesänderungen zu beschließen. Das
galt nicht nur für interne Gesetzeswerke
sondern auch für Vertäge mit ausländi-
schen Staaten. So wurde mit Indien, mit
dem die für Nepal so wichtigen Handels-
und Transitverträge seit der indischen
Wirtschaftsblockade von 1989 ausgelau-
fen w_aren, lediglich ein Abkommen ffir
eine Ubergangszeit getroffen; endgültige
Vertragwerhandlungen sollten einer ge-
wählten Regierung vorbehdten bleiben.

Die neue Verfassung

Größere Probleme bereitete die Ausar-
beitung der neuen Verfaszung. Aus
Furcht vor einem Staatsstreich durch die
alten konservativen Kräfte hatte men
sich vorge,nommen, die neue Verfassung
innerhalb von nur drei Monaten zu ent-
werfen. Daß es letztlich ein halbes Jahr
bis an ihrem offiziellen In-Kraft-Treten
dauern sollte, lag dann auch nicht zuletzt
an den konservativen Kräften, angeführt
von König Birendra, die alles daran
*tür.n, möglichst w€rlig von ihrer
Macht und ihre,n angestammüen traditio-
nellen Rechten abangeben.

So ist die neue Verfassung, die am 9.
November 1990 verkündet wurde, nicht
ganz jenes liberale und demokratische
Werk, das man urspränglich angekün-
digt hatte. Wichtigste Emrngenschaft ist
aveifelsohne die Ubertragung der Sou-
veränität in die Hände des Volkes. Der

König ist nicht rehr absolut, wenn-
gleich er nach wie vor eine gro8e Macht-
ftlle und zahlreiche Vorrechte genießt.
Es gibt eine klare Trennung von Exeku-
tive, I-egislative (Zweikamner-Parla-
ment) und Jurisdiktion. I-ediglich dem
König wird nach wie vor eine Be-
teiligung an Exekutive und I-egislative
angestanden; insbesondere darf er ein
Sechstel der Mitglieder des Oberhauses
ernennen. Der Ministerrat ist dem Par-
lament gegenüber verantwortlich, wel-
ches seinerseits direkt vom Volk gewählt
wird.

Aber auch die konservativen Kräfte
haben sich in einigen ganz entscheiden-
den Bereichen durchsetzen können. Vor
allem ist hier die Beibehdtung des Hin-
dustaates an nennen. Obgleich sich noch
im Verlauf der Demokratiebewegung
oder kurz danach z'hlreiche Parteipoliti-
ker für einen säkularen Staat ausgespro-
chen hatten, wurde somit die bestehende
Gesellschaftsordnung fortgeschrieben.
Insbqsondere die durchaus positiven Ar-
tikel zu den Menschenrechten mässen
unter dem einschränkenden Oberbegriff
de.s Hindustaates betrachtet werden. So
gibt es beispielsweise in einem Hindu-
staat selbstverständlich keine Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter, der Kasten,
der Ethnien oder der Religionen.

Parlamentswahlen 191

Das letzte große Ziel der Übergangs-
regierung war die Abhaltung von Parla-
mentswahlen innerhalb eines Jahres.
Dieser zeitliche Rahmen konnte auch
eingehalten werden; die Wahlen fanden
am 12. Mai l99l statt, also gut ein Jahr
nach Einsetzung der Ubergangsregie-
rung. Wenn es auch im Vorfeld der
Wahlen und in einigen Distrikten auch
am Wahltag gelegentlich an Unruhen
kam, so ist der Wahlvedauf insgesamt
doch als friedlich zu bezeichnen. Offen-
sichtlich beteiligte sich die Bevölkerung
enthusiastisch und in großer Zahl an die-
sen ersten liberalen Wahlen seit 32 Jah-
ren. Das Wahlergebnis znigts, daß das
Volk mit dem alten System abgerechnet
hatte, daß es aber andererseits auch nicht
zum Alleingang einer einzigen Partei
gekommen war. Der 'Nepali Congress'
war zrvrr mit über 50 Prozent der Sitze
strahlender Sieger der Wahlen, doch
wurde.. dieser Sieg durch das Scheitern
ihres Ubergangs-Premiers K.P. Bhattarai
in seinem Wahlbezirk und die Nieder-
lage in andere,n, als für den 'Congress'

sicher gelüenden Wahlbezirken ge-
schmälert. Mit der 'Nepal Comnunist
Party (United Manist l-eninist)' als nit
weiüem Abstand zweitstiirkster Partei
erwuchs jedoch eine sehr wirkungsvolle
Oppositionskraft. Extrem linke, konser-
vative und andere Parteien konnten nur
wenige oder gar keine Mandate erringen.

Es bleibt allerdings anzumerken, daß die
konservativen Parteien zvvar nur vier der
205 Parlamentssitze errangen, daß sie
aber prozentual vonjedem echten Nepali
gewählt wurden, eine Folge des direkten
Wahlsystems und der Uneinigkeit im
konservativen I:ger.

Nach der Niederlage von Krishna Pra-
sad Bhattarai und der Nichtkandidatur
von Ganqsh Man Singh blieb von der
Triumvirat des 'Nepali Congress' nur
Generalsekretär Girija Prasad Koirala
übrig, der gleich in avei Wahlbezirken
des östlichen Tarai erfolgreich war. Da-
her wurde er von seiner Partei beauf-
tragt, die erste gewählte Regierung des
demokratischen Nepal zu bilden.

Ernüchterung folgt auf Euphorie

Hatte die Übergangsregierung immer
wieder die lisung anstehender Probleme
auf die lange Bank geschoben und er-
klärt, dies sei die Aufgabe einer ge-
wählten Regierung, so galt es nunmehr,
Farbe zu bekennen. Doch schon recht
bald machte die anfängliche Euphorie
einer gewissen Emüchterung Platz, denn
es zeigte sich, daß die hochgesteckten
Erwartungen des Volkes, die erklärten
Ziele und Bestrebungen der Politiker
und die Gegebenheiten des I-andes nicht
so leicht miteinander zu vereinbaren wa-
ren. Einige Themen, die schon während
des Jahres der Ubergangsregierung offen
zu Tage getreten waren, rückten im er-
sten Jahr der G.P.Koirala-Regierung
immer mehr in den Brennpunkt das po-
litischen Geschehens.

Eines dieser Themen war die Auf-
rechterhaltung von Recht und Ordnung.
Wurden die wiederholten Zwischenfülle
und Unruhen kurz nach dem Ende der
Demokratiebewegung noch als eine Art
Nachwehen des Systemwechsels be-
trachtet und die konservativen Kräfte des
Panchayat-Systems hierfür verantwort-
lich gemacht, so schob man die Schuld
in der Folgezeit zunehmend Gruppierun-
gen des neuen Vielparteiensystems in die
Schuhe. Hatte man anfünglich immer
wieder vor Machenschaften der soge-
nannten Palastkreise gesprochen, so ist
hiervon heute kaum noch die Rede.

Wenig Fortschritte

Dennoch kommt die Regierung mit ih-
rer Arbeit kaum voran. Es kommt daher
immer wieder zu Streiks, Demonstratio-
nen und radikalen Ausschreitungen. Die
Regierung antwortet mit Schüssen,
Schlägen, Verhaftungen und Folterungen
durch die Polizei. Hier wird offensicht-
lich, daß weder das Volk und die Par-
teien noch die Regierung und die ihr
unterstellten Sicherheitsorgane in den
vergangenen avei Jahren gelemt haben,
mit den Mitteln und den Freiheiten der
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Demokratie richtig umzugehen. Die
Menschenrechte werden zum Teil nach
wie vor nicht verwirklicht. Die neue
Verfassung garantiert den Menschen u.a.
das Recht auf freie Meinungsäußerung
einschließlich Streiks und Demonstratio-
nen sowie das Recht, Gewerkschaften zu
bilden. Insbesondere linksextremistische
Gruppen, die anm Teil die Abschaffung
der nun konstitutionellen Monarchie und
die Ausrufung einer Republik verlangen,
mißbrauchen diese Rechte zunehmend
zur Durchsetzung ihrer Ziele. Immer
wieder kommt es im Verlauf derartiger
Demonstrationen zu gewalttätigen Aus-
schreitungen durch Demonstranten oder
zu tätlichen Angriffen auf Politiker und
Mitglieder anderer Parteien. Selbst ge-
mäßigte und liberale Parteien wie der
regierende 'Nepali Congress' und die
oppositionelle 'NCP (UML)' können
sich da nicht ganz von freisprechen.

Besonders bedauedich aber ist, daß
auch die Regierung nicht immer im
Sinne der Verfassung gehandelt hat und
daß sie vor allem den Sicherheitskräften
immer noch keine Ausbildung in Demo-
kratie und Menschenrechten hat zukom-
men lassen. Bestes Beispiel sind die ge-
zielten Polizeischüsse auf unbeteilig0e
Personen vom 6. April diesen Jahres, bei
denen mindestens sieben Personen ums
Leben kamen. Ahnliche, wenn auch
nicht ganz so gravierende Vorfälle, wa-
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ren auch zuvor von Tnit an 7*it gemel-
det worden. Der Innenminisüer, Sher
Bahadur Deupa, dem die Polizeiverwal-
hrng untersteht, lehnt jede Verantwor-
tung ab.

Soziale Spannungen

Nicht im Sinne der Verfassung ist
auch die Behandlung der Mitarbeiüer im
öffentlichen Dienst. Trotz de,s garan-
tierten Gleichheitsgrundsatzas werden
diesen Personen grundlegende demokra-
tische Rechte vorenthalten wie z. B. das
Recht anr Bildung von Gewerkschaften,
das Streik- und Demonstrationsrecht
oder gar das passive Wahlrecht.

Eine der Hauptursachen frr die häufi-
gen Unruhen sind die zunehmenden so-
zialen Spannungen im knde. Die,se
hängen damit ansammen, daß es der Re-
gierung trotz guten Willens nicht gelin-
gen will, einige gnrndlegende Probleme
in den Griff zu bekommen, welche die
Masse der Bevölkenrng hart treffen. Ei-
nes der größlen Probleme ist die andau-
ernde Preissteigenrng für Grundbedarfs-
güter und öffentliche l-eistungen wie
z.B. die Elektrizitätsversorgung. Mit
dem Bekenntnis zur freien Marktrvirt-
schaft und der zunehnenden Privatisie-
rung explodierten die Preise, ohne daß
die Einkommensentwicklung auch nur
annähernd mithelten konnte. Besonders

hart betroffen waren die ohnehin
schlecht bezahlüen Angehörigen des öf-
fentlichen Diensües, die nach den Wah-
len von 1991 für ein Jahr vertrös0et wur-
den, was im vergangenen Somrer hef-
tige Streiks und Demonstrationen, trotz
Verbots, nach sich zog. Viele Menschen
wurden damals wegen des Aufmfs an
oder der Beteiligung an diesen Streiks
verhaftet oder verloren sogar ihren Ar-
beitsplatz. Erst nach vielen Wochen
konnte der Streik, der von den linken
Parteien massiy gefördert wurde, beige-
legt werden. Eine deutliche Gehaltser-
höhung im öffentlichen Dienst erfolgte
erst Mitte April diesen Jahre,s.

Weiterc Vorwürfe an die Regierury

Das Problem der Preissteigerung war
d"her auch eines der Hauptargumente für
die anhaltende Kritik der Oppositions-
parteien. Der'Congress'-Regierung
wurde femer eine zunehmende'Kongressisierung" des Staaües und der
Verwalhrng sowie ein Ausverkauf an In-
dien vorgeworfen. Ersieres Argument
bezog sich auf die Vergabe wichtiger
Staatsämüer und Verwaltungsposten an
Mitglieder oder Sympathisanüen des'Nepali Congress'. Geschürt wurde die.
ser Vorwurf noch durch den monaüelang
offen ausgetregenen innerparteilichen
Zwist avischen Premierminister Girija
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Prasad Koirala und Ganesh Man Singh,
dem sogenann0en 'obersten Führer des
Nepali Congress". Singh forderte offen,
einen Teil der zu vergebenden Posten
mit ihm nahestehenden Personen, insbe-
sondere aus der Newar-Bevölkerung, der
auch er angehört, zu bekleiden. Pre-
mierminister Girija Prasad Koirala warf
er eine Uberbeteiligung der Brahmanen
vor. Als Beispiel wurde hier die Ernen-
nung von acht neuen Botschaftern, alle-
samt Brahmanen, vom vergangenen
Herbst genannt. Zu jenen Botschaftern
gehört übrigens auch der neue nepalische
Botschafter in Bonn, Gopal Prasad
Sharma, dem große Kompetenz und
Sachkennüris bescheinigt werden kann.
Das eigentliche Problem liegt wohl
darin, daß es in den jeweiligen ethni-
schen (Kasten)Gruppen noch an ge-
eigneten Personen fehlt, wil sie während
der Panchayat-7,eit einfach zu sehr be-
nachteiligt worden waren. Man wird
also wohl für längere Zeit noch über-
wiegend auf hochkastige Hindus zuräck-
greifen müssen. Eine Benachteiligung
der Newar, wie sie von Ganesh Man
Singh kritisiert wird, hat es eigentlich
nie gegeben. Als Urbewohner des Kath-
mandutals saßen sie imner nahe an den
Schalthebeln der Macht und wurden da-
her wesentlich mehr bevorzugt als an-
dere ethnische Gruppen (zu den Newar
siehe auch 'Südasien', 3/92). So erklärte
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Ganesh Man Singh in einem lnterview
der Wochenzeitung 'Deshantar' vom 17.
Mai nun wesentlich sachlicher, seine
Forderungen an den Premierminister
lauteten nach wie vor Preiskontrolle,
Verbesserung von Recht und Ordnung,
unparteiische Verwaltungsreformen und
die Berticksichtigung aller Kasüen und
Völkerschaften innerhalb des öffentli-
chen Dienstes.

Der Vorwurf des Ausverkaufs an In-
dien geht auf die Vereinbarungen anri-
schen Premierminisüer Koirala und der
indischen Regierung vom Dezember
1991 zuräck. Mit die,sen Vereinbarungen
war endlich ein Schlußstrich unter den
jahrelangen indisch-nepalischen Zwist
über die Handels- und Transitabkommen
- Höhepunkt war die indische Wirt-
schaftsblockade gegenüber Nepal im
Jahre 1989 - gezogen worden. Die nepa-
lische Opposition, insbesondere die aus
dem linken Lager, sieht in den Vereinba-
nrngen jedoch eine Verstärkung der oh-
nehin überwältigenden Abhängigkeit
Nepals von Indien. Immer wieder hatte
mnn ssftsa seit dem Volksaufstand von
1990 eine Überarbeitung des indisch-ne-
palischen Friedens- und Freundschafts-
vertrages aus dem Jahre 1950 gefordert,
der beide l-änder gleich zu behandeln
vorgibt, dabei aber die unterschiedliche
Lage, Größe und Bevölkerungsz"hl völ-
lig außer acht läßt. Ferner soll die heu-

tige G.P.Koirala-Regierung bei den
jüngsten Vereinbarungen mit Indien - so
jedenfalls lauüet die Behauptung der lin-
ken Opposition - im Zusammenhang mit
einem Staudammprojekt nepalisches Ter-
ritorium und insbesondere das Nutanngs-
recht nepalischer Flässe an lndien ebge-
treten haben. Dies wird von der nepali-
schen Regierung energisch bestritüen, die
sich aber vehement weigert, den Inhalt
der Vereinbarungen im Parlament offen-
zulegen unter dem Vorwand, sie sei dean
konstitutionell nicht verpflichüet, da es
sich nicht um offizielle Verträge sondern
lediglich um Vereinbanrngen handele.

Es könnten noch eine ganze Reihe
durchaus wichtiger Punkte genennt wer-
den, deren Lösung noch ansüehen. Als
Beispiele seien hier nur die andauernden
Benachleiligungen der ethnischen Grup-
pen, der unüeren Kasüen und vor allem
auch der Frauen erwähnt, aber auch die
Unterbringung und Behandlung der Ge-
fangenen. Selbst Kinder sind gereinsam
mit ihren Müttern in nepalischen Ge-
fängnissen inhaftiert, wo sie bleibende
psychische Schäden erleiden, ohne Hoff-
nung auf eine Zukunft - ein Versto0 ge'
gen grundlegende Menschenrechtsver-
einbarungen der Vereinten Nationen
(siehe auch Beitrag 'Kinder in nepali-
schen Gefingnissen' in diesem Heft.
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